
S a t z u n g 
 

der Stadt Koblenz über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „Boelcke-Kaserne 
und angrenzende Baublöcke“ 
vom 
 
Aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) i. d. F. vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 
153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. März 1996 (GVBl. S. 152) und des § 142 Abs. 3 
Satz 1 BauGB hat der Stadtrat der Stadt Koblenz in seiner Sitzung am 25. September 1997 
folgende Satzung beschlossen: 
 
§ 1 Festlegung des Sanierungsgebietes 
 
Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Mißstände vor. Dieser 
Bereich soll durch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen wesentlich verbessert oder 
umgestaltet werden. Das insgesamt ca. 12,4 ha umfassende Gebiet wird hiermit förmlich als 
Sanierungsgebiet festgelegt und erhält die Bezeichnung „Boelcke-Kaserne und angrenzende 
Baublöcke“. 
Das Sanierungsgebiet wird begrenzt: 
im Norden: durch die Moselweißer Straße 
im Osten: durch die Yorckstraße (mit Ausnahme des Geländes 1 und 2) 
im Süden: durch die Bundesbahnstrecke Mosel 
im Westen: einschließlich der Grundstücke Moselweißer Straße 123 – 129 (ehemals 

Holzhandel Eichenhofer). 
 
Werden innerhalb des Sanierungsgebiets durch Grundstückszusammenlegungen Flurstücke 
aufgelöst und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch Grundstücksteilungen neue 
Flurstücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser Satzung ebenfalls anzuwenden. 
Das Sanierungsgebiet umfaßt alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb des als Anlage 
beigefügten Lageplanes. Dieser ist Bestandteil dieser Satzung. 
 
§ 2  Verfahren 
 
Die Sanierungsmaßnahme wird im umfassenden Verfahren durchgeführt. Die besonderen 
sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156 BauGB finden Anwendung. 
 
§ 3 Genehmigungspflichten 
 
Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben, Teilungen und 
Rechtsvorgänge finden Anwendung. 
 
§ 4 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung wird gemäß § 143 Abs. 2 BauGB mit ihrer Bekanntmachung rechtsverbindlich. 
 

Hinweis 
 
Gemäß § 24 Abs. 6 GemO wird darauf hingewiesen, daß Satzungen, die unter Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften der GemO oder aufgrund der GemO erlassener 
Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach der 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn 



1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

 
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluß beanstandet 

oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften gegenüber der 
Stadtverwaltung Koblenz unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung 
begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist jedermann dieser Verletzung geltend machen. 
 
 
Koblenz, den 05.03.1998   (Siegel) 
Stadt Koblenz 
 
gez. Dr. Schulte-Wissermann 
 
Oberbürgermeister 


